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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Buudesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
Geisenhofer das Zweite Gesetz zur Änderung des Zweiten 
Wohngeldgesetzes für Haushalte mit mehr 
als acht Familienmitgliedern zwar viele Här- 
ten gemildert oder ausgeglichen wurden, daß 
aber nach wie vor zum Teil erhebliche 
Schlechterstellungen gegenüber den Leistun- 
gen nach dem Wohngeldgesetz in der Fassung 
vom 1. April 1965 bestehen? 


2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Wege 
Geisenhofer einer Änderung des Zweiten Wohngeldge- 
setzes die noch bestehenden Härten zu be- 
seitigen und zu diesem Zweck das Tabellen- 
werk der Anlagen 1 bis 8 des Gesetzes einer 
umfassenden Überprüfung zu unterziehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

3. Abgeordneter Trifft die Aussage des Deutschen Lehrerver- 
Dr. Fuchs bandes zu, daß etwa zehn bis fünfzehn Prozent 

der Schüler lernbehindert oder verhaltensge- 
stört sind, davon zwei Prozent aller Schüler 
körperlich oder geistig schwer behindert, und 
welche Folgerungen zieht die Bundesregierung 
gegebenenfalls aus dieser Tatsache? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


4 . Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 


Warum führen die Sanitätseinrichtungen des 
Bundesgrenzschutzes anstatt des roten Kreuzes 
ein weißes Kreuz auf grünem Grund, und 
wird hierdurch nicht eine Irreführung evtl, 
hilfesuchender Staatsbürger verursacht? 


5. Abgeordneter In welcher Weise beabsichtigt die Bundes- 
Dr. Evers regierung, diejenigen Bürger der Bundesrepu- 

blik Deutschland zu entschädigen, die in der 
DDR Bankkonten und andere Vermögens- 
werte haben, die seit 1945 gesperrt sind oder 
über die ihnen die Verfügungsgewalt ent- 
zogen worden ist? 


6. Abgeordneter Ist beabsichtigt, die Entschädigungsforderun- 
Dr. Evers gen dieser Bürger mit Zahlungen zu verrech- 

nen, die im Rahmen bestehender oder zu- 
künftiger Abmachungen mit der DDR von der 
Bundesregierung geleistet werden? 
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7. Abgeordneter 
Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


8. Abgeordnete 

Frau Tübler 


9. Abgeordnete 

Frau Tübler 


10. Abgeordneter 

Riedel 

(Frankfurt) 


11. Abgeordneter 

Riedel 

(Frankfurt) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Deutschen Industrie- und Handelstags, daß 
die Aufwendungen für den Umweltschutz in 
den nächsten fünf Jahren entgegen der An- 
nahme der Bundesregierung nicht 70,5 sondern 
rd. 140 Milliarden DM betragen, und welche 
Konsequenzen zieht die Bundesregierung be- 
jahendenfalls daraus? 

Geht die Bundesregierung davon aus, daß die 
bisher in der Bundesrepublik Deutschland 
bekannten Rauchgaswaschanlagen zur Zu- 
rückhaltung des Chlorwasserstoffs bei Müll- 
verbrennung bereits heute dem Stand der 
Technik entsprechen, und es dementsprechend 
gerechtfertigt ist, daß die Genehmigungsbe- 
hörden nach § 16 der Gewerbeordnung den 
Einbau derartiger Anlagen bei größeren Müll- 
verbrennungsanlagen auch dann zur Auflage 
machen, wenn nur Hausmüll ohne Konzentra- 
tion von Probemüllen verbrannt werden soll? 

Kann eine Kommune, die unter aufwendiger 
Umplanung ihrer vor der Genehmigung ste- 
henden Müllverbrennungsanlage eine Rauch- 
gaswaschanlage bauen muß, mit einer Förde- 
rung dieser Abfallbeseitigungsanlage durch 
ERP-Kredite rechnen? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung in den 
§§ 1 bis 3 der Ersten Verordnung über die 
Auszahlung von zusätzlichen Eingliederungs- 
hilfen und Ausgleichsleistungen nach dem 
Häftlingshilfegesetz vom 26. April 1972 (BGBl. 
I S. 745) die Auszahlung der sogen, zusätz- 
lichen Eingliederungshilfe von Beschränkun- 
gen abhängig macht — vgl. „nach Maßgabe 
der jeweils zur Verfügung stehenden Haus- 
haltsmittel" , „Neuantragsteller", „Einkom- 
mensgrenze" — , obwohl § 9 b Abs. 4 des 
Fünften Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Häftlingshilfegesetzes (5. HHÄndG) 
vom 29. Juli 1971 (BGBl. I S. 1174) Auszah- 
lungsbeschränkungen ausdrücklich nur bei 
sogen. Ausgleichsleistungen im Sinne von 
§ 9 b Abs. 4 des 5. HHÄndG gesetzlich zuläßt 
und gegebenenfalls auf Grund welcher Er- 
mächtigung? 

Trifft es zu, daß von der Bundesregierung in 
§ 4 der Ersten Verordnung über die Auszah- 
lung von zusätzlichen Eingliederungshilfen 
und Ausgleichsleistungen nach dem Häftlings- 
hilf egesetz vom 26. April 1972 (BGBl. I S. 745) 
angeordnet worden ist, die Auszahlung der 
Ausgleichsleistung an politische Häftlinge 
generell erst nach Vollendung des 65. Lebens- 
jahrs vorzunehmen, obwohl § 9 b Abs. 4 
HHÄndG die Bundesregierung lediglich er- 
mächtigt hat, Zeitpunkt und Reihenfolge der 
Auszahlung der Ausgleichszahlung „nach 
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Maßgabe der zur Verfügung stehenden Haus- 
haltsmittel zu bestimmen" und „dabei" unter 
diesem Gesichtspunkt nur ganz allgemein 
„Berechtigte mit höherem Lebensalter bevor- 
zugt zu berücksichtigen" und gegebenenfalls 
auf Grund welcher Ermächtigung? 

12. Abgeordneter Hält die Bundesregierung ihre in der Antwort 
Dr. Gruhl auf die Frage des Abgeordneten Dr. Rinsche 

(Drucksache VI/2492) zum Ausdruck gebrachte 
positive Meinung über den „Trend zur Zweit- 
wohnung" in Erholungsgebieten angesichts 
der zunehmenden Klagen von Gemeinden, 
insbesondere von Kurorten, über die nega- 
tiven Auswirkungen des Baus von Zweitwoh- 
nungen uneingeschränkt aufrecht? 


13. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in Verbindung 
Josten mit den Ländern dafür einzutreten, daß zu- 

künftig die Zuständigkeit für das Sprengstoff- 
recht auf den Bund übertragen wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


14. Abgeordneter Vertritt die Bundesregierung die Auffassung, 
Dr. de With daß die Touristikunternehmen in der Bundes- 

republik Deutschland ihre Reisebedingungen 
für 1972 zu Gunsten ihrer Kunden entspre- 
chend der Erwartung der Bundesregierung 
geändert haben, welche Erwartung die Bun- 
desregierung in der Drucksache VI/2587 zu 
Punkt 3 und 4 als Beantwortung der Kleinen 
Anfrage betreffend Touristikunternehmen zum 
Ausdruck gebracht hat, und ist die Bundes- 
regierung insbesondere der Meinung, daß 
die Reisebedingungen den Kunden der Touri- 
stikunternehmen nunmehr einen Anspruch 
darauf geben, daß „das zugesagte Beförde- 
rungsmittel zur Verfügung steht, daß der 
Reisende in dem gebuchten Hotel ein Zimmer 
der gewünschten Klasse vorfindet und daß 
er die vorgesehenen Mahlzeiten in dem Hotel 
oder Restaurant einnehmen kann" und daß in 
bestimmten Fällen auch ein weitergehender 
Schaden „z. B. Mehraufwendungen für andere 
Unterkunft, Entschädigung wegen des beein- 
trächtigten Urlaubsgenusses" erstattet wird? 


15. Abgeordneter Hat die Bundesregierung inzwischen entspre- 
Dr. de With chend ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage 
betreffend Touristikuntemehmen — Druck- 
sache VI/2587 Punkt 7 — die Prüfung der 
Frage abgeschlossen, ob sie dem Brüssseler 
Übereinkommen über den Reisevertrag vom 
April 1970 beitreten wird, insbesondere keine 
Einwände gegen Artikel 15 mit der dort vor- 
geschlagenen Reiseveranstalterhaftung hat, 
und wenn ja, mit welchem Ergebnis? 
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16. Abgeordneter Welche Bemühungen hat die Bundesregierung 

Lenzer unternommen, um den Aufbau juristischer 

Datenbanken zu fördern, inwieweit wurden 
bereits bestehende privatwirtschaftliche Akti- 
vitäten auf diesem Gebiet überprüft und zu 
welcher Beurteilung gelangte die Bundesregie- 
rung dabei? 

17. Abgeordneter Beabsichtigt der Bundesminister der Justiz 

Lenzer den Aufbau einer eigenen juristischen Daten- 

bank, obwohl bereits in der privaten Wirt- 
schaft Informationswiederfindungssysteme 
vorhanden sind, deren Erstellung teilweise 
durch Steuermittel usw. unterstützt wurden, 
und welche Mittel sind in der Finanzplanung 
dafür vorgesehen? 

18. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in dem 
Dr. Gleissner Gutachten des Münchner Forums zum Stand- 
ort des Europäischen Patentamtes schlüssig 
und detailliert nachgewiesen wird, daß die 
Gesamtkosten beim Standort Erhardstraße 
mindestens 336 Millionen DM betragen, wo- 
bei der öffentlichen Hand ein Grundstück (an 
der Berliner Straße) im Wert von 48 Millionen 
DM verbleibt, während im Gegensatz dazu die 
Kosten des Standortes Berliner Straße nur 
285 Millionen DM betragen, wobei der öffent- 
lichen Hand zwei Grundstücke und ein Ver- 
waltungsgebäude im Wert von 133 Millionen 
DM verblieben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


19. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit zu bestätigen, 

Dr. Frerichs daß zur Verbesserung der Leistungs- und 

Wettbewerbsfähigkeit der kleinen und mitt- 
leren Unternehmen des einzelwirtschaftlichen 
Handels der Grundsatz der Kooperationsfibel, 
wonach das Gesetz gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen einer auf Rationalisierung und 
Leistungs Wettbewerb gerichteten Zusammen- 
arbeit zwischen Unternehmen nicht entgegen- 
steht, nach wie vor gilt und in der Praxis 
verstärkt Anwendung finden sollte? 

20. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, über die bisher 

Dr. Frerichs ergangenen, sich lediglich auf Einzelfälle 

stützenden kartellrechtlichen Auslegungs- 
grundsätze hinaus Richtlinien für die allge- 
meine Anwendung von Mittelstandsempfeh- 
lungen zu geben, die zu einer besseren und 
für die Praxis brauchbareren Anwendung 
dieses Rechtsinstituts führen? 
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21. Abgeordneter 

Dr. Probst 


22. Abgeordneter 
Geldner 


23. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 


24. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 


25. Abgeordneter 

Krammig 


26. Abgeordneter 
Krammig 


27. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 


Wie beurteilt die Bundesregierung eine Auf- 
lösung des Referats Technologie und Innova- 
tion im Bundesministerium für Wirtschaft und 
Finanzen und eine entsprechende Übernahme 
der Aufgaben dieses Referats in der Unterab- 
teilung technologische Forschung und Ent- 
wicklung im Bundesministerium für Bildung 
und Wissenschaft? 


Trifft nach Meinung der Bundesregierung die 
Darstellung zu, die der Staatssekretär 
im bayerischen Landwirtschaftsministerium, 
Simon Nüssel, am 15. Juni auf einer Bauern- 
versammlung in Rotz gegeben hat, „nachdem 
der USA-Senat die Dollar-Abwertung vom 
Dezember 1971 inzwischen formell bestätigt 
habe, müßten bis 1. August die neuen Pari- 
täten der EWG -Staaten beim internationalen 
Währungsfonds angemeldet werden mit der 
Folge einer automatischen Preiseinbuße von 
l,85°/o"? 


Stimmt die Bundesregierung der Auffassung 
der Arbeitsgemeinschaft „Werftgutachten 
1970" zu, daß die deutsche Werftindustrie 
nicht oder noch nicht in der Lage ist, sich 
gegenüber den subventionierten ausländi- 
schen Wettbewerbern zu behaupten und daß 
deshalb weiterhin staatliche Hilfen gewährt 
werden sollen? 


Kann die Bundesregierung angeben, welche 
Auswirkungen die DM-Aufwertungen des 
Jahres 1969 und des Jahres 1971 auf die Er-- 
tragssituation und auf die Beschäftigungslage 
der deutschen Werften hatten? 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus der im Auftrag des Bundesministe- 
riums für Wirtschaft und Finanzen erstellten 
Untersuchung über die Lage der deutschen 
Werftindustrie? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die gegen- 
wärtigen Beschäftigungsaussichten der deut- 
schen Werftindustrie? 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung mit dem 
Land Nordrhein- Westfalen eine Vereinbarung 
dahin gehend getroffen hat, daß die Lasten- 
ausgleichsabgabe für den in der Ruhrkohle AG 
zusammengefaßten Steinkohlebergbau für die 
Jahre 1971 und 1972 und — je nach der Lage 
und Entwicklung dieses Wirtschaftszweiges — 
auch in den Folgejahren erlassen wird, und 
wie hoch schätzt die Bundesregierung den 
hierdurch eintretenden jährlichen Einnahmen- 
ausfall für den Lastenausgleichsfonds? 
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28. Abgeordneter Durch welche Maßnahmen wird die Bundes- 

Freiherr regierung gegebenenfalls die hierdurch be- 

von Firdts dingten Mindereinnahmen ausgleichen? 

29. Abgeordneter Trifft die Meldung der „Dialog" -Nr. 6/72 zu, 

Wagner das sowjetische Staatskomitee für Wissen- 

(Günzburg) schaft und Technik sei ein Instrument bei 

„der illegalen Beschaffung wissenschaftlich- 
technischer Top-Geheimnisse", und wie beur- 
teilt — bejahendenfalls — angesichts dessen 
die Bundesregierung die Entsendung des stell- 
vertretenden Vorsitzenden dieses Komitees in 
die Kommission der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der UdSSR für wirtschaftliche und 
wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit? 

Was hat die Bundesregierung getan bzw. 
gedenkt sie zu tun, um die deutsche Wirt- 
schaft und Forschung vor der Ausspähung ge- 
heimzuhaltender Vorgänge und Erkenntnisse 
durch die Sowjets wirksam zu schützen? 

31. Abgeordneter Wieviel bebaute und unbebaute Grundstücke 
Dr. Schneider hat die Bundesregierung bisher für welche 
(Nürnberg) Zwecke des Gesetzes über die verbilligte Ver- 

äußerung, Vermietung und Verpachtung von 
bundeseigenen Grundstücken vom 16. Juli 
1971 veräußert bzw. zur Nutzung überlassen? 

Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß die 
— im Gegensatz zu den in den letzten Jahren 
erheblich gestiegenen Löhnen bzw. Einkom- 
men und Preisen — gleichgebliebenen Ein- 
kommensteuerfreibeträge, wie z. B. Arbeit- 
nehmerfreibetrag, Kinderfreibeträge, Wer- 
bungskosten- und Sonderausgabenpauschale, 
Altersfreibeträge usw., längst nicht mehr die 
ihnen zugedachte soziale Funktion erfüllen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
das bestehende Mißverhältnis zwischen Ein- 
kommensteuerfreibeträgen und der Lohn- und 
Preisentwicklung zu beseitigen und die ur- 
sprüngliche Relation in etwa wiederherzu- 
stellen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


34. Abgeordneter Welche positiven und negativen Erfahrungen 

Baeudile wurden gemacht mit der der Landwirtschaft 

gewährten Abschlachtungsprämie, und wie 
werden deren Auswirkungen sowohl auf dem 
Milcherzeugungssektor als auch auf dem Rind- 
fleischsektor beurteilt? 


33. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 


32. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 


30. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 
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35. Abgeordneter 

Dr. Reinhard 


36. Abgeordneter 

Dr. Reinhard 


37. Abgeordneter 
Löffler 


38. Abgeordneter 
Löffler 


39. Abgeordneter 
Vogt 


40. Abgeordneter 
Vogt 


41. Abgeordneter 
Bewerunge 


42. Abgeordneter 

Bewerunge 


Hält es die Bundesregierung angesichts der 
derzeitig unbefriedigenden Situation in der 
Geflügelwirtschaft und angesichts der ver- 
schiedenen Bemühungen zur Marktstabilisie- 
rung für vertretbar, daß im niedersächsischen 
Zonengrenzgebiet ein vollintegrierter Groß- 
betrieb gebaut wird, in dem ständig zwei 
Millionen Legehennen in Produktion stehen 
sollen? 

Wird die Bundesregierung alle ihre Möglich- 
keiten einsetzen, um dieses Vorhaben, das 
alle Bemühungen der Geflügelwirtschaft und 
der staatlichen Stellen für die Marktstabili- 
sierung illusorisch machen würde, zu verhin- 
dern, und was hat sie in dieser Angelegenheit 
bereits unternommen? 

Trifft es zu, daß rund ein Drittel des Butter- 
bestands in den Einfuhr- und Vorratsstellen 
von niederländischen Molkereien stammen, 
weil die entsprechende Interventionsstelle in 
den Niederlanden die übernommene Ware 
erst mit einer Verzögerung von acht Wochen 
bezahlt? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um die unterschiedlichen Interven- 
tionspraktiken bei Butter und anderen Erzeug- 
nissen in den Ländern der EWG einander an- 
zugleichen? 

Treffen Pressemeldungen zu, daß das Bundes- 
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten dem vielfach erörterten Projekt 
„Hausfrauenparlament" Bundeshilfe zugesagt 
hat, und sich dieses „Parlament", nachdem 
seine Einberufung vor einigen Monaten zu- 
rückgestellt worden war, nun noch in diesem 
Jahr konstituieren wird? 

Kann die Bundesregierung Meldungen be- 
stätigen, daß sich nahezu alle größeren Ein- 
zelhandelsunternehmen bereit erklärt haben, 
an dem Projekt „Hausfrauenparlament" mitzu- 
wirken, die Arbeitsgemeinschaft der Ver- 
braucher aber eine Mitwirkung weiter ab- 
lehnt? 

Hält die Bundesregierung es mit dem Prinzip 
der Wahrung des Besitzstands für vereinbar, 
daß im Zuge der Festsetzung der neuen Dollar- 
parität der Grenzausgleich bei der Einfuhr von 
Rinderhälften von 57,42 DM auf 24,61 DM 
über die beschlossene Zollsenkung hinaus 
gesenkt worden ist? 

Kann die Bundesregierung angeben, welche 
Rechtsgrundlage im Verwaltirngsausschuß ver- 
fahren für die Senkung des Grenzausgleichs 
bei der Einfuhr von Rinderhälften herange- 
zogen worden ist? 
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43. Abgeordneter 

Kiedile 


44. Abgeordneter 

Kiedile 


45. Abgeordneter 

Dr. Früh 


46. Abgeordneter 

Dr. Früh 


47. Abgeordneter 
Susset 


48. Abgeordneter 
Susset 


49. Abgeordneter 

Niegel 


50. Abgeordneter 

Dr. von 
Nordenskjöld 


Kann die Bundesregierung angeben, wie hoch 
in der EWG z. Z. die Butterüberschüssse sind, 
und wie hoch diese Überschüsse umgerech- 
net auf den Kopf der Bevölkerung sind? 

Welche Maßnahmen erwägt die Bundesregie- 
rung, in den zuständigen Gremien der Euro- 
päischen Gemeinschaften vorzuschlagen, um 
zu einer Ausgeglichenheit des Buttermarkts 
zu gelangen, ohne daß für die deutsche Land- 
wirtschaft durch solche Maßnahmen zwangs- 
läufig ein Verlust an Marktanteilen eintritt? 

Treffen Pressemeldungen zu (AGRA-EUROPE 
vom 9. Mai 1972), daß die Bundesregierung 
dem vom Bundesminister Ertl im Ministerrat 
der Europäischen Gemeinschaften erzielten 
Verhandlungsergebnis über den Abbau des 
Grenzausgleichssystems und der damit ver- 
bundenen Einführung eines Mehrwertsteuer- 
teilausgleichs für die deutsche Landwirtschaft 
noch nicht zugestimmt hat? 

Trifft es zu, daß der Bundesminister für 
Wirtschaft und Finanzen erklärt hat (AGRA- 
EUROPE vom 9. Mai 1972), daß er sich an die 
vor Ostern im EWG-Agrarrat angenommene 
Entschließung über den Abbau des Grenz- 
ausgleichs und die damit im Zusammenhang 
stehende Einführung der Erhöhung des Mehr- 
wertsteuersatzes zu Gunsten der deutschen 
Landwirtschaft nicht gebunden fühle? 

Kann die Bundesregierung angeben, in wel- 
chem Umfang die deutsche Obst- und Gemüse- 
konservenindustrie nach der Aufwertung der 
Deutschen Mark im Jahre 1969 und der Frei- 
gabe der Wechselkurse der Deutschen Mark 
im Mai 1971 Marktanteile in der Bundesrepu- 
blik Deutschland und in anderen Ländern ver- 
loren hat? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
für die deutsche Obst- und Gemüsekonserven- 
industrie und damit auch für die Produzenten 
von Obst und Gemüse verlorene Marktan- 
teile wieder zu gewinnen? 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung zur Frage des Abbaus des Grenzaus- 
gleichs, und wie ist rechtzeitig zu verhindern, 
daß dadurch der Landwirtschaft und dem 
Agrarhandel Schaden entsteht? 

Ist der Bundesregierung das Urteil des Ober- 
landesgerichtes Celle vom 18. Mai 1972 AKZ 7 
W 63/71 bekannt, wonach es Mitgliedern der 
Landes] ägerschaft Niedersachsen, die durchaus 
auch Beamte des Landes Niedersachsen sein 
können, unter Androhung einer Beugestrafe 
untersagt ist, bei der vom Land Niedersachsen 
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angeordneten Vergasung von Fuchsbauten zur 
Bekämpfung der Tollwut weiterhin tätig zu 
sein, und welche Möglichkeit sieht die Bun- 
desregierung, die zwar von der Jägerschaft 
nicht geschätzte, aber bei dem Stand der 
Seuche für den Schutz der Bevölkerung höchst 
notwendige Bekämpfung der Tollwut durch 
Begasung der Baue, die in vielen Bundes- 
ländern selbstverständlich ist, weiter durch- 
zuführen und die daran beteiligten Personen, 
soweit sie Mitglieder der Landesjägerschaft 
Niedersachsen sind, vor persönlichem Schaden 
zu schützen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


51. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung nicht für geboten, 

Dr. Hauser daß eine Berufsgenossenschaft, die ja Anstalt 

(Sasbadh) des öffentlichen Rechts ist, den aus dem 

Rechtsstaatsprinzip gefolgerten Anspruch auf 
rechtliches Gehör voll respektiert und vor 
Erlaß eines Rentenbescheids das Mitglied 
zunächst einschaltet und ihm Gelegenheit zur 
Stellungnahme gibt, insbesondere dort, wo 
der Anwalt vorausgehend mehrfach darum 
nachgesucht hatte? 

52. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung die Auffassung 

Dr. Hauser des Bundesversicherungsamts, wenn es auf 

(Sasbach) entsprechende Vorstellung hin mitteilt, es 

sehe keinen Anlaß, das Verfahren des Ver- 
sicherungsträgers im Aufsichtsweg zu bean- 
standen, der den Grundsatz des rechtlichen 
Gehörs mißachtet hatte, und diese Ablehnung 
damit begründet, die Verpflichtung des Ver- 
sicherungsträgers, mit der Bescheiderteilung 
zuzuwarten, um dem Berechtigten Gelegen- 
heit zur Äußerung zu geben, sei gesetzlich 
nicht vorgesehen, und außerdem habe der Be- 
rechtigte die Möglichkeit, eine ihn nicht zu- 
friedenstellende Entscheidung gerichtlich, nach- 
prüfen zu lassen, wo er „von seinem Anspruch 
auf rechtliches Gehör in dem von ihm ge- 
wünschten Umfang Gebrauch machen" könne? 

53. Abgeordneter Trifft es zu, daß einem selbständigen Land- 
Dr. Kempfier Wirt, der mehrere Jahre Wehrdienst ge- 
leistet und anschließend in Kriegsgefangen- 
schaft war, und der sich später aus wirtschaft- 
lichen Gründen gezwungen sieht, einem 
rentenversicherungspflichtigen Nebenerwerb 
nachzugehen, die Zeiten des Wehrdienstes und 
der Kriegsgefangenschaft nicht als Ersatz- 
zeiten im Sinne von § 1251 RVO angerechnet 
werden? 
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54. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Initiative 
Dr. Kempfier zur Beseitigung dieser Ungleichbehandlung 
von ursprünglich Selbständigen und Unselb- 
ständigen zu ergreifen? 


55. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, wonach der Termin 

Biehle zur Einführung der Krankenversicherung für 

Landwirte erneut verschoben wurde und als 
neuer Termin der 1. Oktober 1972 wieder nur 
unbestimmt in Aussicht genommen ist? 


56. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, zur Vermei- 
Biehle düng einer weiteren Benachteiligung der 

Landwirte für eine Beschleunigung zur Ein- 
führung der Krankenversicherung der Land- 
wirte Sorge zu tragen und auch mindestens 
die Übernahme der Versicherungskosten für 
Altenteiler durch den Bund bereits rüde- 
wirkend ab 1. Juli 1972 vorzusehen? 


57. Abgeordneter Trifft es zu, daß Unternehmer vor Betriebs- 
Zebisch ratswahlen plötzlich einem großen Kreis von 

Angestellten „leitende Funktionen" zu- 
sprachen, um dadurch diese Angestellten aus 
dem Geltungsbereich des neuen Betriebsver- 
fassungsgesetzes herauszunehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


58. Abgeordneter 

Dr. Sdimitt- 
Vockenhausen 


59. Abgeordneter 
Pawelczyk 


60. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


61. Abgeordneter 
Baier 


Teilt die Bundesregierung die in der Presse 
geäußerte Auffassung, daß die Flugsicherungs- 
systeme auf dem militärischen Sektor ge- 
fährliche Lücken auf weist, und was gedenkt 
sie gegebenenfalls zur Behebung der Lücken 
zu veranlassen? 

Ist die Bundesregierung bereit, bis zur Fertig- 
stellung von Landunterkünften für Angehörige 
der Bundesmarine auf die Unterkunftspau- 
schale für Bordunterkünfte zu verzichten, um 
einen gewissen Ausgleich für wesentlich un- 
günstigere Wohnbedingungen zu schaffen? 

Mit welcher Begründung sind beim Heer Be- 
förderung zum Oberfeldwebel für Z 8 Solda- 
ten nicht möglich, während solche bei der 
Luftwaffe zum Oberfeldwebel befördert wer- 
den können? 

Trifft es zu, daß der Personalrat beim Kreis- 
wehrersatzamt Heidelberg in der Frage der 
Zusammenlegung der Kreiswehrersatzämter 
Heidelberg - Mosbach - Mannheim bis heute 
überhaupt nicht gehört wurde, obwohl die 
offizielle Prüfung der Frage der Zusammen- 
legung so gut wie abgeschlossen ist und eine 
Entscheidung bevorsteht? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


62. Abgeordneter Welche Anstrengungen hat die Bundesregie- 

Fiebig rung in ihren Verhandlungen in Brüssel unter- 

nommen, um der Entschließung des Deutschen 
Bundestages vom 4. November 1971 zur EWG- 
Prüfrichtlinie zur Verwirklichung zu verhelfen, 
in der der Deutsche Bundestag gefordert hat, 
daß bei Arzneispezialitäten aus bekannten 
Stoffen, deren Unschädlichkeit und Wirksam- 
keit allgemein als vorhersehbar gilt, die Vor- 
lage von Sachverständigengutachten über die 
Unschädlichkeit und Wirksamkeit in Ver- 
bindung mit wissenschaftlichen Unterlagen 
über die Bestandteile der Arzneispezialität 
ausreicht, und daß die Anpassungsfrist des 
Artikels 24 der Richtlinie des Rates vom 
26. Januar 1965 zur Angleichung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften über Arzneispe- 
zialitäten auf 15 Jahre ausgedehnt wird? 

63. Abgeordneter Welchen Erfolg hat die Bundesregierung in 

Fiebig dieser Sache bisher erzielt? 

64. Abgeordneter Ergeben sich bundeseinheitliche Konsequen- 

Dr. Schmitt- zen aus dem Vorgehen und den Erfahrungen 

Vockenhausen der Behörden anläßlich des in Hannover in 

diesem Jahre aufgetretenen Pockenfalls? 

65. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Schutz - 
Dr. Jungmann verband für Impfgeschädigte durch einen 

finanziellen Zuschuß in die Lage zu versetzen, 
seinen Aufgaben gerecht zu werden? 

66. Abgeordneter Was unternimmt die Bundesregierung, um 

Dr. Probst Mittel und ein längerfristiges Programm der 

Förderung der Krebsforschung in Deutschland 
aufzustellen? 

67. Abgeordneter Trifft es zu, daß Waren beim Import nicht auf 

Dr. Hammans unzulässige Zusätze geprüft, also auch den 

Vorschriften nicht entsprechende Lebensmittel 
zollamtlich abgefertigt werden, und mit wel- 
chem Erfolg sind Maßnahmen ergriffen wor- 
den, um den Handel mit phosphathaltigem und 
somit nichtverkehrsfähigem Schinken zu 
unterbinden? 

68. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Warnungen der 

Strohmayr Ärzte und Hinweise auf schwere Unfälle 

bekannt, daß die leichte Entflammbarkeit syn- 
thetischer Bekleidung zu hochgradigen Ver- 
brennungen führen, denen besonders Kinder 
zum Opfer fallen? 
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69. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung die Bevöl- 
Strohmayr kerung unter Hinweis auf die Unfälle aufzu- 

klären und ihr sowie der Textilindustrie 
dringend zu empfehlen, für Kinderbekleidung 
nur schwer entflammbare Textilien zu ver- 
wenden? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
den Besuch von Förderschulen durch jugend- 
liche Spätaussiedler kostenfrei zu gestalten, 
um damit die sonst bei den Eltern auftauchen- 
den, Sorgen bezüglich der finanziellen Be- 
lastung abzubauen und daraus ggf. resultie- 
rende Benachteiligungen im späteren Berufs- 
leben zu vermeiden? 

71. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung eine Pres- 

Härzschel semeldung, nach der Klimaanlagen zu einer 

erhöhten Infektionsgefahr führen, weil durch 
die gleichbleibende Temperatur die Abwehr- 
kräfte des Körpers geschwächt würden? 

72. Abgeordneter Liegen wissenschaftliche Untersuchungen hin- 

Härzschel sichtlich der Auswirkungen von Klimaan- 

lagen auf die Gesundheit vor, falls nicht, ist die 
Bundesregierung bereit, eine Überprüfung 
vornehmen zu lassen? 

73. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 

Baier sache, daß durch eine neuerliche Kürzung des 

französischen Anteils für das deutsch-fran- 
zösische Jugend werk auf französischer Seite 
für 1972 lediglich 23 612 500 FF zur Verfügung 
stehen, was einem Gegenwert von 16,2 Mil- 
lionen DM entspricht? 

74. Abgeordnete Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Frau Klee den deutsch-französischen Jugendaustausch so 

stark wie nur möglich zu fördern, obwohl die 
Zuschüsse zum deutsch-französischen Jugend- 
werk von der französischen Regierung um 
weitere 1,6 Millionen FF gekürzt worden 
sind? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 


75. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 

Dr. Häfele sache, daß Motorräder und Mopeds im Ver- 

gleich zu den meisten Personenkraftwagen 
einen besonders starken Lärm verursachen? 

76. Abgeordnete’ Ist die Bundesregierung bereit, die bisher für 

Dr. Häfele Motorräder und Mopeds zugelassenen Phon- 

stärken wesentlich herabzusetzen? 


70. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 
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77. Abgeordneter Erkennt die Bundesregierung die Notwendig- 

Jung keit an, die gegenwärtige Behelfseisenbahn- 

brücke über den Rhein bei Karlsruhe-Maxau 
durch einen mindestens zweigleisigen Neubau 
zu ersetzen, da die alte Brücke derzeit eine 
ernste Behinderung für die Rheinschiffahrt 
darstellt und außerdem die vordringliche 
Elektrifizierung der Bundesbahnstrecke Neu- 
stadt/ Pfalz — Landau — Wörth — Karlsruhe ver- 
zögern würde? 

78. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Verhandlun- 

Jung gen über die Finanzierung dieses Projekts mit 

der Deutschen Bundesbahn und den Ländern 
Rheinland-Pfalz und Baden- Württemberg mit 
dem Ziel des baldigen Neubaus der Eisen- 
bahnbrücke aufzunehmen, und welchen Be- 
trag kann die Bundesregierung selbst zu 
diesem Zweck im Bundeshaushalt ausweisen? 

79. Abgeordneter Hat sich die Bundesregierung, zur Verhinde- 
Dr. Gleissner rung der jährlich wiederkehrenden Ausein- 
andersetzungen über Besoldung und Arbeits- 
bedingungen der Fluglotsen, bereits mit Vor- 
schlägen befaßt, nach denen Fluglotsen künftig 
als Angestellte des Bundes tätig sein sollen, 
damit die einengenden Bestimmungen des 
Beamtenrechts entfallen und eine, den beson- 
deren Umständen entsprechende sachgerechte 
Regelung der Besoldung und der Arbeitsbe- 
dingungen ermöglicht würde? 

80. Abgeordneter Aus welchem Anlaß hat die Hauptverwaltung 

Mursdi der Deutschen Bundesbahn die Broschüren 

(Soltau-Harburg) „DB 1957 — 1972" und „Schnell und bequem 

zur Arbeit" herausgegeben? 

81. Abgeordneter Wie hoch sind Auflage und Kosten? 

Mursdi 

(Soltau-Harburg) 

82. Abgeordneter Wie weit sind die Baumaßnahmen der Ent- 

Josten lastungsstraße der B 9 (linksrheinische Auto- 

bahn) fortgeschritten? 

83. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 

Löher daß aus der Tatsache der Gleichwertigkeit der 

Tätigkeiten bei den verschiedenen Laufbahnen 
des gehobenen Dienstes der Deutschen Bun- 
despost umgehend besoldungspolitische Kon- 
sequenzen zu ziehen sind und deshalb die 
Zulagen und Stellenpläne der Beamten des 
gehobenen Betriebs- und Verwaltungsdienstes 
der Deutschen Bundespost an die Zulagen und 
Stellenpläne der Beamten des gehobenen 
technischen Dienstes der Deutschen Bundes- 
post anzupassen sind? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


84. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Bundesminister für wirt- 

Dr. Rügen schaftliche Zusammenarbeit die „Aktion 

Selbstbesteuerung — Friede durch gerechte 
Entwicklungspolitik 11 , die in unsachgemäßer 
Weise dafür plädiert, daß der Zuckerrübenan- 
bau in der EWG zu Gunsten des Absatzes 
von Rohrzucker aus den Entwicklungsländern 
eingeschränkt werden soll, aus Steuermitteln 
finanziell unterstützt hat? 


85. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß 

Dr. Ritgen Zucker das denkbar schlechteste Beispiel ist, 

um eine Änderung der Wirtschafts- und Pro- 
duktionsstruktur in der EWG zu Gunsten der 
Entwicklungsländer herbeizuführen? 

86. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Meinung, daß ein 

Dr. Gruhl wesentlicher Gesichtspunkt bei der Entwick- 

lungshilfe sein sollte, auch solche Projekte 
zu fördern, die eine Erhaltung oder Wieder- 
herstellung der Natur und des ökologischen 
Gleichgewichts, z. B. die Anlage von Natio- 
nalparks, zum Ziel haben? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


87. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für angebracht 

Varelmann Arbeitnehmerorganisationen, die zu ihren 

ersten Verpflichtungen zählen, diktatorische 
Staaten zu propagieren, in gleicher Weise wie 
Arbeitnehmerorganisationen der Bundesrepu- 
blik Deutschland ohne Differenzierung als 
Gewerkschaften zu bezeichnen, wie z. B. in 
einer Pressemitteilung des Presse- und Infor- 
mationsamts vom 12. Mai 1972 über einen 
Empfang einer Delegation SZOT aus Ungarn, 
wonach der Bundeskanzler die Bedeutung 

gewerkschaftlicher Kontakte hervorhob und 

meinte, „die Regierungen könnten von Ge- 
werkschaften Impulse bekommen 1 '? 

88. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 

Varelmann daß sie in ihren Verlautbarungen nur dann für 

Arbeitnehmerorganisationen die Bezeichnung 
„Gewerkschaften" verwenden sollte, wenn 
diese das Streikrecht bejahen, handhaben oder 
dazu in der Lage und vom Staat unabhängig 
sind? 
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89. Abgeordneter Trifft es zu, daß anläßlich eines Mittagessens 
Dr. Hammans auf Einladung des Presse- und Informations- 
amts der Bundesregierung für die „Junge 
Presse" des Deutschen Bundes jugendrings 
nach einer Pressekonferenz mit dem Herrn 
Bundeskanzler am 18. Mai um 13 Uhr im Hotel 
Tulpenfeld die SPD- Wähler initiative offiziell 
bei dem Essen vertreten war, ihre Mitglieder, 
die gleichmäßig an allen Tischen verteilt 
waren, vorstellt und ihre Diskussionsbereit- 
schaft in dieser Runde erklärt, und gegebenen- 
falls ist dies üblich? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


90. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auf der Gipfel- 
Dr. Jahn konferenz der Europäischen Gemeinschaft 

(Braunschweig) dafür einzutreten, daß alle sich aus den WEU- 
Verträgen ergebenden Verpflichtungen in die 
Zuständigkeit der Gemeinschaft überführt 
werden? 


Welche Vorschläge wird die Bundesregierung 
auf der Gipfelkonferenz zur Anpassung der 
institutioneilen Struktur an die Realität der 
erweiterten Gemeinschaft — vor allem auch 
für die Zuständigkeiten des Europäischen 
Parlaments — unterbreiten? 


92. Abgeordneter Ist die Bundesregierung dem Wunsch der 
Wohlrabe israelischen Regierung nachgekommen, sich 

bei der libanesischen Regierung dafür zu 
verwenden, daß diese die Einstellung der 
Tätigkeit der Terrorgruppen, die den Libanon 
als Basis für Gewaltakte gegen Israel miß- 
brauchen, erwirkt? 


93. Abgeordneter Gibt es Anhaltspunkte dafür, daß die offen- 
Wohlrabe sichtlich geldlich gut ausgestatteten arabischen 

Terroristen und die von ihnen gedungenen 
Attentäter ihre finanzielle Basis aus dem 
Lösegeld der Bundesrepublik Deutschland von 
ca. 15 Millionen DM rekrutiert haben? 


94. Abgeordneter Hat die Bundesregierung zu dem abscheulichen 
Blumenfeld Massenmord an unschuldigen Zivilisten des 

internationalen Flugverkehrs im Flughafen 
Lod/Israel am 30. Mai 1972 auf dem üblichen 
Weg über das Presse- und Informationsamt 
der Bundesregierung offiziell eine Erklärung 
abgegeben? 


91. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
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95. Abgeordneter Hat die Bundesregierung politische Konsul- 

Blumenfeld tationen mit den europäischen Partnerregie- 

rungen aufgenommen, um angesichts der sich 
wieder häufenden Terrorakte und Luftpiraterie 
Maßnahmen zu ergreifen, welche die Regie- 
rungen einiger arabischer Länder veranlassen 
würden, energisch gegen die Kommandozen- 
tralen sowie Ausbildungslager der Terroristen 
vorzugehen und somit weitere kriminelle 
Aktivitäten zu unterbinden? 

96. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die in den 
Engelsberger Ostinformationen des Presse- und Informa- 
tionsamtes der Bundesregierung Nr. 108 vom 
7. Juni 1972 wiedergegebene Sendung von 
Radio Warschau am 6. Juni 1972, wonach die 
Wurzeln des deutschen Revisionismus und 
Revanchismus herausgerissen und rücksichts- 
los bekämpft werden müßten, andernfalls gebe 
es keine normalen und freundschaftlichen Be- 
ziehungen, und worin Grundgesetz und Ge- 
setzgebung der Bundesrepublik Deutschland, 
insbesondere auf den Gebieten der Staats- 
angehörigkeit und des Justizwesens, als Aus- 
druck einer solchen Geisteshaltung bezeichnet 
werden, worauf der stellvertretende polnische 
Außenminister Josef Czyrek während seiner 
Gespräche mit der Bundesregierung in Bonn 
auch hingewiesen habe? 

97. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die in den 
Engelsberger Ostinformationen des Presse- und Informa- 
tionsamtes der Bundesregierung Nr. 108 vom 
7. Juni 1972 wiedergegebene Sendung von 
Radio Warschau am 6. Juni 1972, wonach der 
stellvertretende polnische Außenminister 
Josef Czyrek bei seinen Gesprächen mit der 
Bundesregierung in Bonn bezüglich des War- 
schauer Vertrages von der Anerkennung des- 
sen durch die Bundesregierung sprach, was 
hinsichtlich des „Bevölkerungstransfers 11 ge- 
schah, und wie vereinbart die Bundesregie- 
rung dies — zutreffendenfalls — mit ihren 
Erklärungen, wonach der Warschauer Vertrag 
keine Anerkennung der Rechtmäßigkeit oder 
sonstige Legitimierung der Vertreibung der 
Deutschen aus den deutschen Ostgebieten 
enthalte? 

98. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den vom 

Weigl sowjetischen Sender „Frieden und Fortschritt 11 

am 6. Juni 1972 ausgestrahlten Kommentar, 
worin Äußerungen des Regierenden Bürger- 
meisters von Berlin, die durch Inkrafttreten 
des Vier-Mächte- Abkommens über Berlin ge- 
gebenen Möglichkeiten müßten nun genutzt 
werden und die Stadt wolle ihren Beitrag zur 
friedlichen Zusammenarbeit leisten, mit der 
Feststellung beantwortet werden, „Das Haupt- 
sächlichste in dem gegenwärtig wirkenden 
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Komplex der Westberlinregelung besteht 
darin, daß es von den in diesem Raum ent- 
standenen territorialen und politischen Reali- 
täten ausgeht, und vor allem aus der Tatsache 
des Bestehens Westberlins als besonderes 
politisches Gebilde, und auch aus der Tatsache 
der unabhängigen und souveränen Lage der 
DDR, ihrer gesetzmäßigen Rechte und Inter- 
essen", und „Ein Kernstück dessen ist auch 
die Unterbreitung eines Abkommens bezüg- 
lich der Beschränkung der Tätigkeit von den 
Organen der BRD in dieser Stadt, die in der 
Vergangenheit im Grunde genommen die 
Hauptursache der Reibungen und der Span- 
nungen in den Westberliner Angelegenheiten 
war"? 

99. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung in den Pub- 
Niegel likationsorganen des Presse- und Informa- 

tionsamtes oder auf diplomatischem Wege zu 
den Vorgängen in Burundi Stellung zu neh- 
men, insbesondere zu dem Umfang der Er- 
mordungen, und kann sie Gründe angeben, 
warum die Weltöffentlichkeit und viele Regie- 
rungen der Welt gegen dieses Massaker in 
Schwarz- Afrika keinen Protest im Gegensatz 
zu gelegentlichen Zwischenfällen in Südafrika 
erhoben haben? 


I 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter Welche Schritte hat die Bundesregierung 
Wagner unternommen, um in der Familienzusammen- 

(Günzburg) führung aus Rumänien wenigstens die Dring- 

lichkeitsfälle — d. h. die getrennt lebenden 
Ehegatten, Eltern und Kinder — einer posi- 
tiven Erledigung zuzuführen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


2. Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung besondere Maß- 

Dr. Abelein nahmen gegen die die Baader-Meinhof-Bande 

und die Bombenleger begünstigenden Per- 
sonen? 

3. Abgeordneter Hat die Bundesregierung eine Übersicht über 

Dr. Jahn die Einleitung von Abwässern in die Küsten- 

(Braunschweig) gebiete der Nord- und Ostsee, und wenn ja, 

über welche Verfahren verfügt sie zur Identi- 
fizierung und Klassifizierung der vom Fest- 
land durch Abwässer aus städtischen Berei- 
chen, Ballungszonen, Industrieabwässer und 
ins Meer einmündende Flüsse im Küstenge- 
biet auftretenden Schadstoffe? 


4. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen und 
Gottesleben den Deutschen Bundestag umfassend darüber 

zu unterrichten, ob und in welchem Ausmaß 
und nach welchen Rechtsgrundsätzen Sende- 
anstalten bereits seit Jahren revolutionären 
Gruppen, ihren Anhängern und Autoren die 
Möglichkeit einräumen, staats- und gesell- 
schaftsfeindlich sowie auf Terror, auf Anarchie 
und auf gewaltsamen Umsturz hin zu agitieren, 
vorgeblich um zu kritischem Denken anzu- 
regen, tatsächlich um das Vertrauen in die 
rechtsstaatliche Ordnung zu erschüttern? 

5. Abgeordneter Trifft es nach Auffassung der Bundesregierung 
Gottesleben zu, daß in Rundfunk- und Fernsehsendungen, 

ebenfalls seit Jahren, Polizei und Strafvollzug 
in der Wahrnehmung ihrer rechtsstaatlichen 
Aufgaben, ebenso in ihrer Ausbildung und 
Ausrüstung verächtlich und damit unsicher 
gemacht werden, und welche Möglichkeiten 
sieht die Bundesregierung, zusammen mit den 
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Ländern solcher ebenfalls auf den gewalt- 
samen Umsturz unserer freiheitlich-demokra- 
tischen Rechtsordnung zielenden und darum 
von der überwältigenden Mehrheit der arbei- 
tenden Bürger einhellig abgelehnten Verun- 
glimpfung wirksam entgegenzutreten und für 
ihre Polizei- und Strafvollzugsbeamten ein- 
zustehen? 


Wieviel Anträge mit welcher erbetenen Ge- 
samthöhe für Zuschuß- und Darlehensleistun- 
gen liegen im Jahre 1972 bei der Heimkehrer- 
stiftung vor, und wieviel dieser Anträge 
können in diesem Jahr bewilligt werden? 


Welche Maßnahmen erwägt die Bundesregie- 
rung, um auch in den Fällen eine positive 
Bescheidung des Antrags zu ermöglichen, in 
denen der Antrag zwar begründet ist, aber 
wegen fehlender Geldmittel nicht berücksich- 
tigt werden kann? 


8. Abgeordneter Trifft es zu, daß eine Diskrepanz zwischen 
Köster der Besoldung der Beamten des mittleren tech- 

nischen Dienstes und den Löhnen der Hand- 
werker im öffentlichen Dienst, insbesondere 
bei der Deutschen Bundesbahn besteht, und 
was gedenkt die Bundesregierung ggf. zu 
tun, diese Diskrepanz abzubauen? 


Ist es der Bundesregierung bekannt, daß die 
Werkmeister im öffentlichen Dienst im Zuge 
der Bestauslese aus dem Handwerkerstand 
hervorgehen und von ihrer Vor- und Aus- 
bildung her mit Führungsaufgaben betraut 
sind und trotzdem schlechter bezahlt werden 
als die ihnen unterstellten Handwerker? 


10. Abgeordneter In welcher Weise ist die Bundesregierung an 
Dr. Müller- der Arbeit des Weltrates für Sport und Kör- 

Emmert pererziehung (CIEPS) — einer Organisation 

der UNESCO — beteiligt? 


11. Abgeordneter Hat die Bundesregierung gesichert, daß die 
Dr. Müller- internationalen Arbeitsergebnisse des Welt- 

Emmert rates für Sport und Körpererziehung (CIEPS) 

den sportpolitischen Gremien und den Sport- 
organisationen der Bundesrepublik Deutsch- 
land zugänglich gemacht werden? 


9. Abgeordneter 
Köster 


7. Abgeordneter 
Pfeifer 


6. Abgeordneter 
Pfeifer 


20 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksadle VI/3495 


12. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 
Dr. Rinsdie schlag des Verbandes der Ärzte Deutschlands 

(Hartmann-Bund), sog. Umweltgenossenschaf- 
ten zu gründen, um durch diese Körperschaf- 
ten des öffentlichen Rechts Vorschriften zum 
Umweltschutz erlassen und deren Einhaltung 
kontrollieren zu können? 


13. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung voll und ganz die 

Dr. Rinsdie Auffassung von Staatssekretär Dr. Hartkopf, 

„daß sich die soziale Marktwirtschaft auch 
im Hinblick auf die Umweltprobleme gegen- 
über anderen Wirtschaftssystemen als lei- 
stungsfähiger erweist" ? 


14. Abgeordneter Bieten das Abfallbeseitigungsgesetz des Bun- 
Biechele des und die Abfallbeseitigungsgesetze der 

Länder Baden-Württemberg und Rheinland- 
Pfalz die rechtlichen Möglichkeiten, daß 
Chemiemüll aus der Schweiz nicht mehr in die 
Bundesrepublik Deutschland eingeführt wird, 
und wurde seit Inkrafttreten dieser Gesetze 
diese Einfuhr verhindert? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


15. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, in welcher 
Dr. Schwörer Höhe bisher Mittel für Neuinvestitionen im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
in die Schwerpunktorte der Kreise Münsingen 
und Sigmaringen geflossen sind? 


16. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, in welcher 
Dr. Sdiwörer Hohe darüber hinaus Erweiterungsinvesti- 
tionen bereits bestehende Unternehmen im 
gesamten Kreis Münsingen und Sigmaringen 
gefördert wurden? 


17. Abgeordneter Treffen die Feststellungen des Oberfinanz- 

Biechele Präsidenten Dr. Bolder von der Oberfinanz- 

direktion Freiburg für das gesamte Bundes- 
gebiet zu, daß nur etwa 10 bis 20% der ver- 
schiedenen Formen und Möglichkeiten des 
Schmuggels aufgedeckt werden, und wie hoch 
ist nach Meinung der Bundesregierung der 
dadurch verursachte Zoll- und Abgabenver- 
lust für den Bund zu beziffern? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


18. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den 
Klinker zuständigen Gremien der Europäischen Ge- 

meinschaften eine Änderung des z. Z. gültigen 
Systems der Ein- und Auslagerungskosten für 
Getreide diskutiert wird, die eine Preisein- 
buße von etwa 3% für die deutschen Land- 
wirte bedeuten und die Brüsseler Preisbe- 
schlüsse vom 24. März 1972 in wesentlichen 
Teilen aufheben würde? 


19. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sich bei den 
Klinker zuständigen Gremien der Europäischen Ge- 

meinschaften dafür einzusetzen, daß das be- 
währte, jetzt gültige System der Ein- und 
Auslagerungskosten für Getreide beibehalten 
wird? 


20. Abgeordneter 
Niegel 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein 
großer Teil der Kirschenernte in diesem Jahr 
durch Frostschaden ausfallen wird, und sieht 
sie eine Möglichkeit, den betroffenen Land- 
wirten zu helfen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


21. Abgeordneter Trifft es zu, daß eine Witwe, deren einziger 
Link Sohn gefallen ist und die gegenwärtig eine 

Rente von 331,50 DM monatlich erhält, nur 
Anspruch auf eine Elternrente von 5,00 DM 
monatlich hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


22. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 


Hält die Bundesregierung es auf die Dauer 
für zweckmäßig und vertretbar, daß Soldaten, 
die im Rahmen truppendienstlicher Verwen- 
dung außerhalb ihres Standortes, beispiels- 
weise Reparaturen an Fahrzeugen als Ange- 
hörige von Instandsetzungskompanien durch- 
führen, dafür nur mit 5,50 DM Zulage pro 
Tag für ihre Mehrkosten entschädigt werden, 
während dieselben Soldaten, wenn sie in 
Prüfereigenschaft zu Fahrzeugabnahmen usw. 
abgeordnet werden, entsprechende Reise- 
kosten erhalten? 
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23. Abgeordneter Worin sieht die Bundesregierung den Vorteil, 
Schmidt daß die bewegungstherapeutischen Lehr- 

(Kempten) gänge für Starfighter-Piloten nunmehr mit 

einem Kostenaufwand von 65,00 DM pro Tag 
und Person in entsprechenden außerhalb der 
Bundeswehr liegenden Institutionen durchge- 
führt werden, nachdem die gleichen Lehrgänge 
früher bei der Sanitätsakademie in München 
nur einen Kostenaufwand von 7,00 DM pro 
Tag und Person verursachten? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


24. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung unternommen, 
Dr. Jenninger um die Schwierigkeiten auszuräumen, die da- 
durch entstanden sind, daß zwar durch die 
„Vorläufigen Richtlinien" zum Bau und zur 
Finanzierung von Wildsperrzäunen Mittel zur 
Verfügung gestellt wurden, diese aber kaum 
abgerufen werden, weil der Deutsche Jagd- 
schutzverband seinen Mitgliedern empfohlen 
hat, keine Verträge nach diesen Richtlinien 
abzuschließen, da die Frage der Haftpflicht 
ungeklärt sei? 


25. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß mit 

Dr. Jenninger Erlaß der o. a. „Vorläufigen Richtlinien" alles 

getan ist, um den jährlichen Verkehrsunfällen 
durch Wildwechsel mit ca. 50 Toten und einem 
Schaden von ca. 100 Millionen DM wirkungs- 
voll begegnen zu können? 


26. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Dr. Schmitt- rung, die Bemühungen der Stadt Rüsselsheim 

Vockenhausen um einen besseren Lärmschutz für die Sied- 
lung „Im Dicken Busch" zu unterstützen? 


27. Abgeordneter Ist der Bundesregierung die Gefährlichkeit 

Baeuchle der B 30 an der Abzweigung nach Unteressen- 

dorf (Kreis Biberach) bekannt, und ist ange- 
sichts mehrerer Auffahrunfälle beabsichtigt, in 
Fahrbahnmitte aus Richtung Bad Waldsee 
eine Links abbiegespur einzurichten? 


28. Abgeordneter Kann aus der Tatsache, daß die vom Bundes- 
Haase minister für Verkehr am 8. November 1971 

(Keilinghusen) eingesetzte Arbeitsgruppe zur Feststellung 
einer optimalen Trasse für einen festen Kanal- 
übergang über den Nord-Ostsee-Kanal im 
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Zuge der B 5 bei Brunsbüttel wohl eine Ent- 
scheidung über den Kreuzungspunkt, nicht 
aber eine Entscheidung über die Art der 
Kreuzung (Tunnel oder Brücke) getroffen hat, 
geschlossen werden, daß sich Baubeginn und 
Baudurchführung dieses dringend notwendigen 
Verkehrsbauwerks nochmals um einige Zeit 
verzögert? 


29. Abgeordneter Mit welcher Zeitvorstellung und an welche 

Haase Bundes- und Landesbehörden sind Aufträge 

(Kellinghusen) für die weitere Planung erteilt worden? 


30. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei 

Leicht Straßenausbesserungsarbeiten mit Bitumen 

und Splitt oft solche großen Mengen und 
grobe Körnungen verwendet werden, die dann, 
wie das in der Woche vom 28. Mai bis 4. Juni 
1972 auf der B 9 zwischen Wörth und Hagen- 
bach geschehen ist, massenweise Autoscheiben 
zerstören? 


31. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei der Auf- 
Leicht tragsverwaltung dafür zu sorgen, daß in Zu- 

kunft solche unnötigen Schäden für den Bür- 
ger unterbleiben? 


32. Abgeordneter Wie weit sind die Planungen und Planfest- 
Biehle stellungsverfahren zur Beseitigung der beiden 

höhengleichen Bahnübergänge im Zuge der 
B 26 zur Verwirklichung einer Umgehungs- 
straße in Gänheim (Lkr. Karlstadt) gediehen, 
und hat man auch die Beseitigung des dritten 
Bahnüberganges im Zuge der Kreis- und 
Gemeindestraße in die Planungen miteinbe- 
zogen? 


33. Abgeordneter Wann kann mit der Verwirklichung des ge- 
Biehle samten Projektes gerechnet werden, und 

welche finanziellen Planungen sind mit wel- 
chen Kostenbeträgen festgelegt? 


34. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß der 

Seefeld sogenannte „internationale Führerschein" 

überflüssig ist, und verhandelt sie mit den 
Ländern, die ihn bei der Einreise von aus- 
ländischen Kraftfahrern noch verlangen, über 
seine Abschaffung? 
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35. Abgeordneter 

Wuwer 


36. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 


37. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


38. Abgeordneter 
Geisenholer 


39. Abgeordneter 
Rock 


40. Abgeordneter 

Rock 


4L Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 


Bestehen bei der Bundesregierung Absichten, 
den deutschen Luftraum für zivile Überschall- 
flugzeuge — ähnlich wie in den USA — zu 
sperren, um dadurch weitere Lärmbeeinträch- 
tigungen von der Bevölkerung abzuhalten? 


Wird die Deutsche Bundesbahn dafür Sorge 
tragen, daß in absehbarer Zeit zumindest auf 
den größeren S-Bahnhöfen im Großraum Mün- 
chen Münzwechsler aufgestellt werden? 


Gelten auf allen Strecken des Münchener Ver- 
kehrs- und Tarifverbundes (MVV), also auch 
bei der Straßenbahn, der U-Bahn und den 
städtischen Omnibuslinien, alle den Groß- 
raum München einschließende Netzkarten der 
Deutschen Bundesbahn? 


Wird die Deutsche Bundesbahn darauf hin- 
wirken, daß auf den Fahrscheinautomaten des 
Münchener Verkehrs- und Tarifverbundes 
(MVV) die den Irrtum einer Geldrückgabe 
erweckende Taste „Überzahlen" beseitigt 
wird? 


Aus welchen Gründen ergeben sich in den 
letzten Monaten erhebliche Unzuträglichkei- 
ten in der Zustellung von Zeitschriften im 
Po stzeitungs versand dadurch, daß trotz pünkt- 
licher Anlieferung durch die Verlage diese 
Zeitschriften mit Verspätung von fünf bis 
sechs und mehr Tagen zugestellt werden? 


Ist die Bundesregierung bereit, sich dafür ein- 
zusetzen, daß die Zustellung von Zeitschriften 
im Postzeitungsdienst so pünktlich erfolgt, 
wie das früher der Fall gewesen ist und alle 
mit dem Postzeitungsdienst beschäftigten 
Dienststellen erneut darauf hinzuweisen, daß 
der Postzeitungsdienst so zu behandeln ist 
wie der Briefzustelldienst? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
beamteten Ingenieure des hochbautechnischen 
Dienstes im Bereich der Deutschen Bundespost 
(OPD Braunschweig) im Verhältnis zu ihren 
angestellten Kollegen ungerecht besoldet wer- 
den, und was gedenkt die Bundesregierung zu 
tun, um die Verletzung des Prinzips der 
Gleichbehandlung und der Vereinheitlichung 
dieser Berufsgruppe gegenüber zu verhindern? 
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42. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
Wuwer daß Besoldungsverbesserungen (und notfalls 

in welchem Umfang) ein geeigneter Weg sind, 
um auf dem Gebiet des Fernsprechwesens 
die Abwanderung von Ingenieuren und ande- 
ren Fachkräften zu verhindern, oder bestehen 
andere Überlegungen, um die Versorgung auf 
dem Femsprechsektor künftig zu verbessern 
oder wenigstens zu erhalten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


43. Abgeordneter Trifft es zu, daß in den vergangenen Wochen 
Wagner die Fahrkostenzuschüsse für Informations- 

(Günzburg) reisen nach Berlin bei ca. 665 Unternehmun- 

gen nicht gewährt werden konnten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


44. Abgeordneter Ich frage die Bundesregierung, da nach An- 
Flämig sicht maßgeblicher Sachverständiger aus ver- 

schiedenen Ländern der Europäischen Gemein- 
schaften Maßnahmen zur Lagerung von Atom- 
müll auf Gemeinschaftsebene notwendig sind, 
um gefährliche und teure Transporte auf ein 
Mindestmaß zu beschränken und um den Ge- 
sundheitsnormen im Bereich des Strahlen- 
schutzes in hinreichendem Maße Rechnung zu 
tragen, die Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften aber allein das geeignete Instru- 
ment zu sein scheint, um entsprechende Vor- 
schläge auszuarbeiten, die dann der Rat der 
Europäischen Gemeinschaften zu genehmigen 
hätte, eine rechtliche Grundlage nach dem 
Euratom- Vertrag jedoch nicht ohne jeden 
Zweifel gegeben zu sein scheint, ob sie den 
Urteilen dieser Sachverständigen im Hinblick 
auf die Notwendigkeit gemeinschaftlicher 
Maßnahmen zur Lagerung von Atommüll zu- 
stimmt und in diesem Fall ihren Ratsvertreter 
anweisen würde, der Anwendung von Artikel 
203 des Euratom- Vertrags zur Schaffung der 
erforderlichen Befugnisse bzw. der Anwen- 
dung von Artikel 47 bis 49 zur Schaffung eines 
gemeinsamen Unternehmens zuzustimmen, 
falls die Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften einen entsprechenden Vorschlag 
machen würde? 
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45. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die patent- 

Lenzer rechtliche Lage bei der Entwicklung des Hoch- 

temperaturreaktors, und wie verteilen sich die 
in diesem Zusammenhang gewährten Patente 
auf die beteiligten Firmen und Forschungs- 
zentren? 

46. Abgeordneter Wie stellt die Bundesregierung sicher, daß die 

Lenzer im Zusammenhang mit der staatlichen For- 

schungsförderung entwickelten Patente der 
Allgemeinheit zugänglich sind? 


Bonn, den 9. Juni 1972 
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